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 Liegenschaftsverkauf, Vorkaufsrecht, Urteilsfähigkeit
Sachverhalt

1. Ich bin damit beschäftigt, für einen verbeiständeten Mann ein Grundstück zu verkaufen. Ich weiss, dass dazu die VB  zustimmen muss. Mein Frage: Bin ich verflichtet, den Verkauf öffentlich auszuschreiben und nach Möglichkeit mehrere potentielle Käufer vorzuschlagen? Muss ich dies auch, wenn auf dem Grundstück ein Interessent ein "Vorverkauftsrecht" hat? Zurzeit besteht auf dem Grundstück ein Campingplatz, geführt von einer AG, die auch Baurechtzins bezahlt (Vertrag läuft  2027 aus)
 

2. Ein Haus einer verbeiständetetn Frau (inzwischen im Heim) muss auch verkauft werden. Ein Interessent ist auch vorhanden, der aber in der zuständigen VB sitzt (wird dann beim Entscheid in den Austritt treten) und von den ehemaligen Pflegetöchtern der Frau (die eigentlich nichts zu sagen haben) eher nicht bevorzugt wird, bzw. sie fürchten, es werde nicht der rechte Preis bezahlt. Wie gehe ich damit um, dass die hochbetagte (geistig klare) Frau diesen Interessenten bevorzugt: sie möchte es lieber ihm verkaufen, der das Haus kenne, eine Beziehung dazu habe, als einem wildfremden Käufer. Muss es trotzdem ausgeschrieben werden? Muss es dem Meistbietenden verkauft werden?
 

Erwägungen
1. Das Gesetz sieht in Art. 404 ZGB  vor, dass Liegenschaften nur veräussert werden dürfen nach den Weisungen der Vormundschaftsbehörde und nur dort, wo die Interessen der schutzbedürftigen Person dies erfordern. Die Veräusserung erfolgt durch öffentliche Versteigerung unter Vorbehalt der Genehmigung des Zuschlags durch die Vormundschaftsbehörde. Nur ausnahmsweise kann mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde der Verkauf aus freier Hand stattfinden. Gemäss Auffassung des Bundesgerichts ist der freihändige Verkauf als Ausnahmefall nur dann gegeben, wenn besondere Gründe den Freihandverkauf rechtfertigen. Die finanziellen Interessen stehen beim Entscheid im Vordergrund (BSK ZGB I-Guler, Art. 404 N 11, I. Stöckli-Bitterli, Die Pflichten des Vormundes bei Übernahme seines Amtes, Diss. 1986, S. 126 ff.). Folgender Ablauf ist zu empfehlen (in Anlehnung an K. Affolter: Veräusserung von Liegenschaften, unpubliziert): 
a. Veräusserungsbedarf eruieren

b. Verkehrswertschatzung

c. Bericht und Antrag an Vormundschaftsbehörde

d. Beschluss VB Art. 421 Ziff. 1 ZGB

e. Beschluss Aufsichtsbehörde Art. 404 Abs. 3 ZGB

f. Ausschreibungen, Einladungen zur Offertstellung und Preisverhandlungen

g. Notarielle Ausfertigung Kaufvertrag

h. Bericht und Antrag VB

i. Unterschrift VB/Aufsichtsbehörde

2. Mit dem Vorkaufsrecht räumt der/die Eigentümer/-in der begünstigten Partei ein Gestaltungsrecht ein, welches letztere im Vorkaufsfall (Art. 216 c OR)ausüben kann (Art. 216 e OR). Besteht ein Vorkaufsrecht wird zwischen limitiertem (mit Festsetzung des Kaufpreises; Art. 216 Abs. 2 OR) und  nicht limitiertem Vorkaufsrecht (Art. 216 Abs. 3 OR) unterschieden. Die vorkaufsberechtigte Partei ist über den Eintritt des Vorkaufsfalles zu informieren. „Beim unlimitierten Vorkaufsrecht muss die Mitteilung die Tatsache des erfolgten Verkaufs sowie alle wesentlichen Vertragsinhalte umfassen, nicht nur die "wesentlichen Punkte" im Sinne von Art. 2 OR, sondern alles, was für den Entschluss des Vorkaufsberechtigten objektiv und subjektiv wesentlich sein kann. Zweckmässigerweise übermittelt der Verkäufer dem Vorkaufsberechtigten eine vollständige Fotokopie des abgeschlossenen Kaufvertrags. Sobald der Vorkaufsberechtigte vom erfolgten Verkauf und den im Sinne des hievor Gesagten wesentlichen Vertragsinhalten eine sichere Kenntnis hat, ist er zur Ausübung des Vorkaufsrechts befugt.“ „Gleichzeitig beginnt für ihn die Ausübungsfrist zu laufen.“ (Siehe Ch. Brückner N 103, 106, auf: http://www.vischer.com/uploads/x4epublication/CBR-Grundstueck.pdf ). Entscheidend für die Rechtswirkungen ist sodann die Frage, ob das Vorkaufsrecht vorgemerkt wurde oder nicht (siehe hierzu: Brückner, N 122 ff.). Lehnt die begünstigte Partei den Kauf ab, kann das Verfahren – wie oben aufgeführt – weitergeführt werden
Beantwortung der Frage (Fall 1): Wenn keine wichtigen Gründe für einen Freihandverkauf sprechen, dann wäre das Grundstück grundsätzlich öffentlich zu versteigern. Es ist somit insbesondere im Einzelfall zu prüfen, ob  ein Freihandverkauf zu einem besseren Kaufpreis führen würde. 
Sobald ein Kaufvertrag zustande gekommen ist, ist dies somit dem Vorkaufsberechtigten schriftlich und eingeschrieben zuzustellen, der innert der gesetzlichen Frist sein Recht ausüben kann oder darauf verzichten kann. Das würde heissen, dass die vorkaufsberechtigte Person im Stadium zwischen f und h (siehe Ziffer 1) kontaktiert werden müsste. Vorkaufsrechte beeinflussen de facto den Preis, da der kaufbereite Dritte ohne Vorkaufsrecht die Finanzierung sicherstellen und sämtliche Vorkehrungen für den Kauf treffen muss, ohne die Gewissheit zu haben, dass er dann auch wirklich kaufen kann.
3. Wird dem Beistand die Verwaltung des Vermögens übertragen, so hat er sich gemäss Art. 419 ZGB auf die Verwaltung und die Fürsorge für die Erhaltung des Vermögens zu beschränken; Verfügungen, die darüber hinausgehen, darf er nur auf Grund besonderer Ermächtigung vornehmen, die ihm der Vertretene selbst oder, wenn dieser dazu nicht fähig ist, die Vormundschaftsbehörde erteilt. Die schutzbedürftige Person muss also fähig sein, eine Ermächtigung zu erteilen. Darunter wird verstanden, dass er in Kenntnis der konkreten Umstände Inhalt und Tragweite der in Frage stehenden Aktion genügend beurteilen und Vor- und Nachteile abwägen und für sich werten kann (BSK ZGB I-Biderbost, Art. 419 N 17). Die ausserordentliche Verwaltung betreffen insbesondere Geschäfte der Art. 421 f. ZGB; diese sind bei Ermächtigung des Verbeiständeten von der Genehmigungspflicht ausgenommen (BSK ZGB I-Biderbost, Art. 419 N 13, 26).  

Beantwortung der Frage (Fall 2): Die Frau wird als „geistig klar“ und somit wohl urteilsfähig beschrieben. Sie kann selbständig oder der Beistand kann mit ihrer besonderer Ermächtigung gemäss Art. 419 Abs. 2 ZGB an die Person verkaufen, welche die urteilsfähige verbeiständete Person vorsieht, ohne dass die Vormundschaftsbehörde oder die Aufsichtsbehörde zustimmen muss.  In diesem Falle empfiehlt es sich ein Arztzeugnis über die Fähigkeit der verbeiständeten Person, eine solche Ermächtigung zu erteilen, einzuholen und zugleich die Ermächtigung zu verschriftlichen. Zu empfehlen wäre auch hier eine Verkehrswertschatzung, um einen Anhaltspunkt für den Kaufpreis zu erhalten. 
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